
LG Augsburg, Beschluss v. 21.03.2022 – 044 T 2948/21, 044 T 3664/21

Titel:

Offensichtlich unzulässige Ablehnungsgesuche

Normenkette:
ZPO § 573 Abs. 1, § 574 Abs. 2, Abs. 3

Leitsatz:
Stereotyp formulierte, reflexartig und ohne Bezug auf das konkrete Verfahren erhibene Ablehnungsgesuche 
sind missbräuchlich und offensichtlich unzulässig. (Rn. 1) (redaktioneller Leitsatz)

Schlagworte:
Beschwerde, Zulassung, Ablehnungsgesuch, Befangenheit, Besorgnis, Erinnerung, unzulässig, 
Rechtsmissbrauch

Vorinstanzen:
LG Augsburg, Beschluss vom 12.11.2021 – 44 T 2948/21
AG Augsburg, Beschluss vom 15.07.2021 – 01 M 6340/21

Rechtsmittelinstanzen:
BGH Karlsruhe, Beschluss vom 04.01.2023 – I ZB 88/22
BGH Karlsruhe, Beschluss vom 04.01.2023 – I ZB 89/22

Fundstelle:
BeckRS 2022, 41604

 

Tenor

I. Die Ablehnungsgesuche gegen den mit der Leitung der Rechtssache Betrauten werden als unzulässig 
verworfen.

II. Die Ablehnungsgesuche des Schuldners gegen Urkundsbeamtin und Urkundsbeamtin werden als 
unzulässig verworfen.

III. Die Erinnerungen des Schuldners gemäß S 573 Abs. 1 ZPO werden als unzulässig verworfen.

IV. Die Erinnerung gegen den Kostenansatz im Verfahren wird als unzulässig verworfen.

V. Die Erinnerung gegen den Kostenansatz im Verfahren= wird als unzulässig verworfen.

VI. Es verbleibt bei den Beschlüssen vom 26.10.2021 ... und 12.11.2021

Gründe

1
Die stereotyp formulierten, reflexartigen und ohne Bezug auf die konkreten Verfahren erhobenen 
Ablehnungsgesuche gegen den mit der Leitung der Rechtssache Betrauten sind missbräuchlich und 
offensichtlich unzulässig.

2
Die missbräuchlich vorgetragenen, an der Sach- und Rechtsiage weit vorbeigehenden, Gründe vermögen 
offensichtlich keine Besorgnis der Befangenheit gegen ... oder ... zu rechtfertigen.

3
Die stereotyp formulierten, ohne Bezug auf das konkrete Verfahren erhobenen, Erinnerungen sind 
missbräuchlich und offensichtlich unzulässig.

4
Der Vortrag des Schuldners vermag eine Änderung der Beschlüsse vom 29.10.2021 und 13.12.2021 nicht 
zu rechtfertigen.



5
Die Voraussetzungen für die Zulassung einer Rechtsbeschwerde liegen nicht vor (S. 574 Abs. 2 und 3 
ZPO).

6
Eine Zulassung der Beschwerde gegen die Erinnerungen gegen die Kostenansätze war nicht veranlasst.


